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KURZ KOMMENTIERT

Arbeitsmarktabgabe

Besondere Situation

Die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft hat gefordert, 
die Finanzierung der Bundesanstalt für Arbeit neu zu 
gestalten. Die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung sol­
len demnach gesenkt werden und ausschließlich zur 
Zahlung von Arbeitslosengeld verwendet werden. Hinge­
gen soll die aktive Arbeitsmarktpolitik -  also z. B. Um­
schulungen und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen -  
durch eine Arbeitsmarktabgabe finanziert werden, die im 
Gegensatz zu den Beiträgen zur Arbeitslosenversiche­
rung auch von Selbständigen, Freiberuflern, Beamten 
und Abgeordneten erhoben werden soll. Begründet wird 
dieser Vorschlag damit, daß die aktive Arbeitsmarktpoli­
tik nicht nur denen zugute komme, die jetzt die Beitrags­
last tragen, und deshalb von allen Enwerbstätigen zu fi­
nanzieren sei.

Dem läßt sich entgegenhalten, daß Erwerbstätige, die 
nicht sozialversicherungspflichtig sind, Leistungen der 
Bundesanstalt für Arbeit nicht in Anspruch nehmen, son­
dern höchstens indirekt davon profitieren. Durch die be­
sondere Situation auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt 
sind allerdings neue Aufgaben auf die Bundesanstalt zu­
gekommen, deren Bewältigung im Interesse der gesam­
ten Gesellschaft liegt und die von allen zu finanzieren 
sind. In diesem Jahr wurde aber nur ein Drittel des ost­
deutschen Ausgabenüberschusses der Bundesanstalt 
für Arbeit aus dem Bundeshaushalt und damit von allen 
Steuerzahlern finanziert. Für 1993 strebt die Bundesre­
gierung sogar an, keinen Bundeszuschuß mehr zu zah­
len.

Mit den neuen Aufgaben der Bundesanstalt läßt sich 
die Heranziehung weiterer Personenkreise zur Finanzie­
rung wohl rechtfertigen. Allerdings sollte keine neue Ab­
gabe eingeführt werden, die vermutlich dauerhaft beste­
hen bliebe, sondern auch in den kommenden Jahren ein 
Bundeszuschuß gewährt werden, der langfristig wieder 
abgebaut wird. al

Breuel die Treuhandunternehmen auf. sich mit „Kampf­
preisen“ die zum Überleben notwendigen Marktanteile zu 
erstreiten. Nach heftiger Kritik an dieser Forderung be­
eilte sich die Präsidentin festzustellen, daß sie dabei kei­
neswegs an wettbewerbsverzerrendes „Dumping“ denke. 
Sie habe lediglich die vom osteuropäischen Nachfra­
geausfall betroffenen Unternehmen zu einer agressive- 
ren Preispolitik aufgerufen, um im Wettbewerb um westli­
che Kunden erfolgreicher als bisher zu sein.

Der Ausdruck „Kampfpreise" ist aber ohne Frage un­
glücklich und wenig hilfreich. Er weckt zwangsläufig die 
Befürchtung, staatlich subventionierte Unternehmen soll­
ten durch nur über öffentlichen Verlustausgleich zu rea­
lisierende Preise in die Lage versetzt werden, zu Lasten 
privater Konkurrenten Nachfrager zu gewinnen. Das darf 
aber nicht das Ziel der Privatisierungspolitik in den neuen 
Bundesländern sein. Für einen funktionsfähigen Wettbe­
werb müssen Preise vielmehr „fair“ in dem Sinne sein, 
daß sie die langfristigen Kosten zur Bereitstellung der 
betreffenden Waren oder Dienstleistungen widerspie­
geln.

Was bedeutet das für ostdeutsche Unternehmen, die 
sich meistens einer Situation gegenübersehen, in der die 
im Markt etablierten westlichen Firmen Bekanntheits­
grad, Goodwill und einen Kundenstamm aufgebaut ha­
ben, während sie selbst wegen der Unsicherheit über die 
Qualität ihrer Produkte auf weniger Vertrauen der Kunden 
treffen? Für Treuhandunternehmen kann es durchaus ge­
rechtfertigt sein, kurzfristig unter Kosten zu verkaufen, 
um Nachfrage anzuziehen und das Produkt bekanntzu­
machen. Die daraus resultierenden Anfangsverluste sind 
als Investitionen in das Produkt anzusehen. Diese sind 
allerdings hochgradig irreversibel, müssen also bei ei­
nem Fehlschlag abgeschrieben werden. Je träger die 
Nachfrager auf die Niedrigpreispolitik reagieren, desto 
zweifelhafter ist es, ob die zukünftigen Erlöse ausreichen, 
diese Investitionen zu decken. Das stellt eine erhebliche 
Barriere dar, sich im Markt zu etablieren. Damit ihre 
Unternehmen diese Barriere überwinden, sollte man 
der Treuhandanstalt als Investor eine den besonderen 
Umständen entsprechende Risikofreudigkeit zugeste­
hen. rk

Treuhandanstalt

IVlarlitanteile durch „Kampfpreise“?

M it Entschiedenheit hat sich Anfang Oktober die Prä­
sidentin der Treuhandanstalt in die öffentliche Diskussion 
über die anhaltende Wettbewerbsschwäche ostdeut­
scher Unternehmen eingebracht. Explizit forderte Frau
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Bundesbank

Verändertes Instrumentarium

Der Zentralbankrat der Deutschen Bundesbank be­
schloß in seiner letzten Sitzung, die Laufzeiten kommen­
der Wertpapierpensionsgeschäfte (Offenmarktgeschäf­
te) mit Banken von bisher vier und acht auf zwei Wochen
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zu kürzen. Offensichtlich glaubt die Bundesbank so der 
noch nicht ganz ausgestandenen Währungsturbulenzen 
und der daraus folgenden geldpolitischen Probleme bes­
ser Herr werden zu können. Liquiditäts- und Zinsänderun­
gen lassen sich mit kurzfristigen Eingriffen schneller und 
genauer steuern.

Das geldpolitische Hauptproblem liegt zur Zeit in der 
Notwendigkeit, die durch Währungsinterventionen be­
wirkte Überliquidität des Bankensystems zurückzufüh- 
ren. Mit Rücksicht auf außenwirtschaftliche Zwänge sol­
len die Zinsen dabei möglichst stabil bleiben. Der Umfang 
der im Monat September zugeflossenen Liquidität wird 
von der Bundesbank mit 92 Mrd. DM angegeben. Auf die 
Woche nach dem 15. September entfallen allein 44 Mrd. 
DM. Bei früheren Wechselkursanpassungen im Europä­
ischen Währungssystem hatte der Zufluß 15 Mrd. DM nie 
überstiegen. Dabei ist es technisch immer einfacher, dem 
Geldmarkt Liquidität zuzuführen als sie ihm zu entziehen. 
Allerdings erleichtert das zwischen 1985 und 1992 von 35 
auf 140 Mrd. DM gestiegene Volumen der Pensionsge­
schäfte eine Reduzierung. Die Bundesbank hat auch 
schon drei auslaufende Tender beim Anschlußgeschäft 
gekürzt, zwei weitere ließ sie auslaufen. Kürzere Laufzei­
ten sind in diesem Fall eine gute Lösung. 14tägige Tender 
sollten aber nicht zur Gewohnheit werden. de

Rhein-Main-Oonau-Kanal

Gravierende Fehler

Der nach etwa 30 Jahren Bauzeit kürzlich fertiggestellte 
Rhein-Main-Donau-Kanal verbindet die Nordsee mit dem 
Schwarzen Meer und bindet insgesamt fünfzehn europä­
ische Staaten an eine durchgehende Wasserstraße an. 
Der Bau des Kanals war nicht nur mit erheblichen ökolo­
gischen Eingriffen verbunden; auch der ökonomische 
Nutzen dieses Bauwerks ist zu bezweifeln, weil das er­
wartete Transportaufkommen als so gering eingeschätzt 
wird, daß der Kanal die Rentabilitätsgrenze nicht erreicht. 
Dies liegt einerseits daran, daß die Donau noch immer 
Untiefen aufweist, so daß sie an über 200 Tagen im Jahr 
nicht voll schiffbar ist. Andererseits braucht ein Binnen­
schiff von der Nordsee bis zum Schwarzen Meer über den 
Kanal viermal so viel Zeit wie ein Seeschiff, das zudem 
mehr laden und so erheblich kostengünstiger als das Bin­
nenschiff transportieren kann.

Es zeichnen sich außerdem jetzt schon gravierende 
ordnungspolitische Fehler ab. Der bayrische Ministerprä­
sident Streibl verspricht den verunsicherten Binnenschif­
fern, die wissen, daß sie die meisten Strecken nicht renta­
bel bedienen können und sich vor Dumping-Preisen
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fürchten, hohe Tarife, die durch ein bereits „ausgeklügel­
tes Tarifgefüge“ zwischen den Verkehrsträgern garantiert 
werden sollen. Wenn -  wie die Befürworter des Kanals 
behaupten -  der Kanal rentabel zu befahren wäre, dann 
hätten die Binnenschiffer weder die ausländische Kon­
kurrenz noch die der Bahn zu fürchten. Staatlich garan­
tierte überhöhte Tarife führen zu erneuten Wettbewerbs­
verzerrungen und damit zu abermals höheren volkswirt­
schaftlichen Kosten. cw

Großbritannien

Ungereimtheiten der Wirtschaftspolitik

Unter dem massiven Abwertungsdruck, den auch eine 
umfangreiche „Interventionsanleihe“ und kräftige Zinsan­
hebungen nicht mehr brechen konnten, hat Großbritan­
nien im September die Teilnahme am Europäischen 
Wechselkursmechanismus suspendiert. Das Pfund ver­
lor seither um bis zu 20% gegenüber den „harten“ EWS- 
Währungen an Wert. Zugleich büßte die wirtschaftspoliti­
sche Strategie an Glaubwürdigkeit ein. Dazu trugen in er­
heblichem Maße „Ungereimtheiten“ der britischen Wirt­
schaftspolitik bei.

Schon beim Eintritt in den Europäischen Wechselkurs­
mechanismus war ein viel zu hoher Leitkurs gewählt wor­
den. Daß Großbritannien mit traditionell und auch damals 
relativ hohen Lohn- und Preissteigerungen den damit ver­
bundenen Nachteil an internationaler Wettbewerbsfähig­
keit durch die Erringung eines Stabilitätsvorsprungs ab­
bauen würde, war nicht ernsthaft zu erwarten. Aber die 
Wirtschaftspolitik war auch in diesem Jahr nicht aus ei­
nem Guß. Einerseits beklagte die Regierung die hohen 
Zinsen auf Anlagen in der Ankerwährung D-Mark, die 
eine Übenwindung der nunmehr zwei Jahre währenden 
ausgeprägten Konjunkturschwäche in Großbritannien er­
schweren. Andererseits aber wurde das Budgetdefizit 
kräftig ausgeweitet. Es stieg innerhalb von zwei Jahren 
von Null auf mehr als 5% des BIP

Diese Passivierung ist sogar deutlich stärker als in 
Deutschland. Wenngleich sie zu einem erheblichen Teil 
durch das Wirken automatischer Stabilisatoren bedingt 
ist, so wurden hierdurch doch auch Zinssenkungen er­
schwert. Gleichwohl indiziert die zuletzt schwache mone­
täre Expansion einen gewissen Spielraum für Zinssen­
kungen bei stabilitätsgerechter Ausweitung des Geldan­
gebots. Ihn will die Regierung jetzt offenbar nutzen. Sie 
läuft jedoch Gefahr, daß die abwertungsbedingten Preis­
anstöße erneut in einen inflationären Prozeß münden. 
Dann aber wäre eine weitere Stabilisierungskrise ab­
sehbar. wt
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